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Ein sonderbares Gesetz

Die vor einem Jahrhundert geschaffene Verfassung des Kantons Neuenbürg
bestimmte, dass Ausländer das Gemeindestimmrecht besitzen, soweit es finanzielle
Angelegenheiten betrifft. Dieses Recht hat sich das ganze 18. Jahrhundert hindurch
erhalten und wurde auf alle Gemeindeangelegenheiten ausgedehnt. Ausländer, die
mehr als 5 Jahre im Kanton und seit wenigstens einem Jahr in der Gemeinde nieder-
gelassen sind, können also an den Gemeindeabstimmungen teilnehmen, während die
Schweizerinnen, die im Kanton geboren und erzogen worden sind, zu den Gemeinde-
angelegenheiten nichts zu sagen haben.

Diese Bestimmung wurde kürzlich dem Bundesrat unterbreitet und von ihm
gutgeheissen. Kein Verfassungsartikel hindere die Ausländer daran, in den Genuss
des Stimmrechts auf Gemeindeboden zu gelangen, hiess es; niemand dachte daran,
dass es auch keinen Verfassungsartikel gibt, der den Frauen untersagt, in Gemeinde-
wie in kantonalen und eidgenössischen Angelegenheiten zu stimmen.

Die Anhänger der Bestrebungen, welche den Ausländern politische Rechte ver-
leihen möchten, haben geltend gemacht, dass es nicht opportun wäre, diese Bestimmung
zu ändern, glückliches Erbteil einer Epoche weitgehender Toleranz. Warum dürfen
denn die Frauen dieser Toleranz nicht auch teilhaftig werden? Zu zweien Malen, 1919
und 1941, hat der Kt. Neuenburg seinen Bürgerinnen das Mitspracherecht in der
Gemeinde verweigert. Und doch haben die Frauen am Aufbau des Kantons mitgeholfen,
sie haben die künftigen Staatsbürger geboren und erzogen, sie haben am geistigen,
landwirtschaftlichen, industriellen und wirtschaftlichen Leben teilgenommen. Sie haben
mitgeholfen, beste Neuenburger Tradition aufrecht zu erhalten. Könnte man ihnen
gegenüber nicht die gleiche Rücksicht walten lassen wie den Fremden gegenüber,
die seit 5 Jahren steuerpflichtig sind F. S.
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Wer sich c/os Leben gut e/nzur/cb-

ten versteht, richtet sich auch die

Wohnung gut ein. Ein behag/iches,

trautes Heim ist das Köstlichste, was

das Leben heute zu bieten hat.

ßei uns sind Sie immer gut bedient und auch zufrieden
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